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Dringlichkeitsantrag wegen der
Erhöhung der beim Kreis
befindlichen Anteile an der
Nordfriesische Verkehrsbetriebe
AG (NVAG) von derzeit 5% auf 10%
Antragsteller SSW-WG NF-SPD
Dringlichkeitsantrag wegen der Erhöhung der beim Kreis befindlichen Anteile
an der Nordfriesische Verkehrsbetriebe AG (NVAG) von derzeit 5% auf 10%
Antragsteller SSW-WG NF-SPD

Ein Dringlichkeitsantrag auf der Kreistagssitzung vom 07.07.2000 wegen der
Erhöhung der sich beim Kreis befindlichen Anteile an der NVAG von 5% auf
10% ist mit den Stimmen der Kreistags-CDU abgelehnt worden. Somit wird
dieser Antrag erst auf der Kreistagssitzung im September 2000 von SSW, WG
NF und SPD gestellt werden.
Wie Mogens Lesch, Kreistagsabgeordneter des SSW in Nordfriesland mitteilt,
hat sich die CDU damit endgültig aus der Verantwortung der Sicherung von
Arbeitsplätzen in Südtondern verabschiedet. �Ein derartiges
Abstimmungsverhalten der Kreistags-CDU setzt lediglich Maßstäbe in
einseitiger Weise für die Wirtschaft und klammert damit die Interessen der
Arbeitnehmer bei der NVAG aus� betonte Mogens Lesch gegenüber unserer
Zeitung. �Ein weiterer Effekt wäre die Verhinderung von entscheidenden
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Zugriffen auf zukünftige Verkehrsinfrastrukturentscheidungen im Kreis,
insbesondere hinsichtlich des Anbindungsverkehrs Niebüll-Dagebüll zu den
Inseln und Halligen. Allerdings wird diese Entscheidung der CDU in der
Kreistagssitzung im September 2000 revidiert werden� sagte Lesch
weiterhin. �Es sollte allerdings nicht verkannt werden, daß die CDU in einigen
Gemeinde- bzw. Stadtvertretungen sich eindeutig für die Sicherung von
vorhandenen Arbeitsplätzen ausspricht und nicht den Weg der
Kreistagsfraktion beschritten haben� sagte Mogens Lesch weiterhin.
Hintergrund des Dringlichkeitsantrages ist eine anstehende Entscheidung
des WDR-Aufsichtsrates in Wyk am 17. Juli 2000. Dort soll über den stark
umstrittenen Verkauf der Anteile der WDR an der NVAG entschieden werden.
Zu den Mitbewerbern für einen Kauf der NVAG gehören u.a. die Niebüller
Verkehrsbetriebe GmbH, deren Anteil zu 50,8 % von den Mitarbeitern der
NVAG gehalten werden. 49,2 % werden von WDR-Mitarbeitern und von
Verkehrsunternehmen im Kreis NF gestellt.


